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B E G R Ü N D U N G  

zum Bebauungsplan Nr. 102, 3. Änderung der Gemeinde Grömitz für ein Gebiet in Lensterstrand 

nördlich des Blankwasserweges, begrenzt durch den Störtebekerweg im Westen und die südlich 

und westlich des Mittelweges liegenden Campingplätze - JCG -. 

1 Vorbemerkungen 

1.1 Planungserfordernis / Planungsziele 

Das langjährig bestehende Jugendcamp am Lensterstrand bedarf einer grundlegenden Um-

strukturierung und damit einhergehenden baulichen Veränderung, um eine zeitgemäße Frei-

zeitnutzung zu ermöglichen. Die Gemeinde möchte dafür das favorisierte Planungskonzept, 

welches neben der Hauptzielgruppe „Jugendliche“ auch auf die Nebenzielgruppe „kleine Fa-

milien“ abzielt, umsetzen und dafür die planungsrechtlichen Vorrausetzungen schaffen. Dazu 

bedarf es einer Bebauungsplanänderung, da die derzeitigen Festsetzungen ein Sonstiges 

Sondergebiet „Jugendcamp“ gemäß § 11 BauNVO ausweisen. Um das Bebauungs- und Nut-

zungskonzept umzusetzen, muss die Art der Nutzung im südlichen Bereich des Jugend-

camps etwas weiter gefasst werden. An der Grundnutzung „Jugendcamp“ ändert sich nichts, 

aber es wird zukünftig auch das „Ferienwohnen für alle Bevölkerungsgruppen“ in diesem 

Abschnitt ermöglicht. Die Betreiber können somit bei der Vermietung an zukünftige Nutzer-

gruppen etwas flexibler agieren, um so beispielsweise eine Saisonverlängerung zu erzielen 

und eine konstantere Ausnutzung der Anlage  zu ermöglichen. Die Änderung wird nur für den 

südlichen Teil des Camps vorgesehen und vom Geltungsbereich erfasst, der nördliche Be-

reich wird weiterhin als SO „Jugendcamp“ ausgewiesen und nicht überplant. 

Die textliche 3. Änderung des Bebauungsplanes berührt somit die Grundzüge des Bebau-

ungsplanes Nr. 102 nicht und die Gemeinde hat sich entschieden, dass vereinfachte Verfah-

ren gemäß § 13 BauGB anzuwenden. Das Maß der Nutzung bleibt unverändert. Die Art der 

Nutzung wird nur geringfügig angepasst, es bleibt grundsätzlich bei einem Sonstigen Son-

dergebiet nach § 11 BauNVO, was der Freizeit- und Erholungsnutzung von Jugendlichen 

dient. Durch den Bebauungsplan wird keine Zulässigkeit von Vorhaben begründet, die einer 

Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen. Es bestehen keine 

Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 (6) Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten 

Schutzgüter oder dafür, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung 

der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des BImSchG zu beachten sind. 

Eine Umweltprüfung und ein Umweltbericht sind nicht erforderlich. 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Grömitz hat am 10.12.2020 die Aufstellung der 3. 

Änderung des Bebauungsplanes Nr. 102 beschlossen. 
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1.2 Rechtliche Bindungen 

Nach der Fortschreibung des Landesentwicklungsplanes 2021 des Landes Schleswig-Hol-

stein liegt das Plangebiet in einem Schwerpunktraum für Tourismus und Erholung. In den 

Schwerpunkträumen für Tourismus und Erholung soll dem Tourismus und der Erholung be-

sonderes Gewicht beigemessen werden. Dies soll bei der Abwägung mit anderen raumbe-

deutsamen Planungen, Maßnahmen und Vorhaben berücksichtigt werden. Maßnahmen zur 

Struktur- und Qualitätsverbesserung sowie zur Saisonverlängerung sollen hier Vorrang vor 

einer reinen Kapazitätserweiterung des Angebots beziehungsweise dem Bau neuer Anlagen 

haben. Zusätzliche Kapazitäten sind möglich, wenn sie eine Struktur- und/oder Qualitätsver-

besserung des Angebots bewirken. 

Der Regionalplan 2004 für den Planungsraum II stellt das Plangebiet innerhalb eines Gebie-

tes mit besonderer Bedeutung für Natur und Landschaft dar. In den Gebieten mit besonderer 

Bedeutung für Natur und Landschaft ist bei der Abwägung mit anderen Nutzungsansprüchen 

dem Naturschutz und der Landschaftspflege ein besonderes Gewicht beizumessen. In die-

sen Gebieten sollen Planungen und Maßnahmen nur durchgeführt werden, wenn sie Natur-

haushalt und Landschaftsbild nicht grundlegend belasten. 

 

Abb.: Ausschnitt, Digitaler Atlas Nord – Regionalplan 2004, Planungsraum II 

Der Landschaftsrahmenplan für den Planungsraum III 2020 verweist in seiner Karte 2 auf ein 

Gebiet, das die Voraussetzungen für eine Unterschutzstellung nach § 26 Abs. 1 BNatSchG 

i.V.m. § 15 LNatSchG als Landschaftsschutzgebiet erfüllt. Sie stellen das Ergebnis einer 
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nach landeseinheitlichen Kriterien durchgeführten Landschaftsbewertung dar. Über das Er-

fordernis einer Unterschutzstellung entscheidet die jeweilige Untere Naturschutzbehörde in 

eigener Zuständigkeit.  

Zudem wird das Plangebiet innerhalb eines Gebietes mit besonderer Erholungseignung dar-

gestellt. Gebiete mit besonderer Erholungseignung umfassen Landschaftsteile, die sich auf-

grund der Landschaftsstruktur und der Zugänglichkeit der Landschaft besonders für die land-

schaftsgebundene Erholung eignen. 

Die Karte 3 des Landschaftsrahmenplanes stellt das Plangebiet teilweise innerhalbe eines 

Hochwasserrisikogebietes nach §§ 73 und 74 WHG dar. 

Der Flächennutzungsplan der Gemeinde aus dem Jahr 1999 stellt das gesamte Plangebiet 

als Sondergebiet, das der Erholung dient „Jugendlager“ gemäß § 10 BauNVO dar. Auf dieser 

Grundlage wurde im Jahr 2002 der Bebauungsplan Nr.102 entwickelt und rechtskräftig. Die-

ser setzt das Plangebiet als Sonstiges Sondergebiet „Jugendcamp“ gemäß § 11 BauNVO 

fest. Die abweichende Sondergebietsausweisung wurde bereits im Rahmen der Aufstellung 

des Ursprungsbebauungsplanes hinreichend erläutert, so dass bei der vorliegenden 3. Än-

derung des Bebauungsplanes weiterhin von einer Entwicklung aus dem Flächennutzungs-

plan gemäß § 8 Abs. 2 BauGB ausgegangen werden kann. 

 

Abb.: Ausschnitt Flächennutzungsplan der Gemeinde Grömitz mit Geltungsbereich, 1999 

Der Landschaftsplan aus dem Jahr 1997 zeigt das Plangebiet als Grünfläche „Campingplatz, 

Zeltplatz, Jugendlager mit umgebenden Bäumen bzw. Knicks. 
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Abb.: Ausschnitt Landschaftsplan der Gemeinde Grömitz, 1997 

 

2 Bestandsaufnahme 

Das Plangebiet umfasst den südlichen Teil des Jugendcamps am Blankwasserweg. Inner-

halb des Geltungsbereiches befinden sich die beiden Hauptgebäude in denen derzeit Nut-

zung wie Sanitärräume, Küche und Speisesaal, Büros, Mehrbettzimmer, Aufenthaltsräume 

und eine Mehrzweckhalle untergebracht sind. Das Jugendlager verfügt im Moment über etwa 

120 Unterkunft-Zelte, die in einzelnen Zeltdörfer unterteilt sind, sowie weitere feste Cam-

pinghütten mit jeweils mehreren Betten ausgestattet. Darüber hinaus sind auf dem Gelände 

verschiedene Sport- und Freizeitplätze verteilt. Nach eigener Auskunft des derzeitigen Be-

treibers umfasst die Anlage Kapazitäten für ca. 900 Personen und wird vorrangig von ver-

schiedensten Organisationen, Schulen, Verbände und auch Familien besucht. Der gesamte 

Platz ist durchgehend eingegrünt und zum Teil mit Bäumen bestanden.  
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Abb.: Digitaler Atlas Nord 

3 Begründung der Planinhalte 

3.1 Flächenzusammenstellung 

Die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 102 der Gemeinde Grömitz umfasst etwa 2,0 ha. 

3.2 Planungsalternativen / Standortwahl 

Planungsalternativen bestehen nicht, da die Gemeinde Grömitz die Grundnutzung als Frei-

zeit- und Erholungsgebiet für Jugendliche erhalten möchte und gleichzeitig das Angebot für 

weitere Zielgruppen öffnen möchte. Alternative Standorte fallen unter Berücksichtigung des 

Planungszieles somit aus. 

3.3 Auswirkungen der Planung 

Bei Umsetzung der Planung geht die Gemeinde Grömitz davon aus, dass der Gebietscha-

rakter des Jugendcamps erhalten bleibt und durch weitere Nutzergruppen ergänzt wird. Die 

Betreiber können somit bei der Vermietung an zukünftige Nutzergruppen etwas flexibler agie-

ren, um so beispielsweise eine Saisonverlängerung zu erzielen und eine konstantere Aus-

nutzung der Anlage  zu ermöglichen.  

Mit der Planung wird den umweltschützenden Vorschriften des § 1a des Baugesetzbuches 

entsprochen. Die Inanspruchnahme zusätzlicher Flächen wird vermieden. Zusätzliche Bo-

denversiegelungen erfolgen nicht. Durch die Erweiterung der Nutzergruppen ergeben sich 

keinerlei nachteilige Auswirkungen auf Natur und Umwelt. 
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Auf konkrete Festsetzungen zum Klimaschutz wird im Hinblick auf die detaillierten Regelun-

gen im Gebäudeenergiegesetz (GEG) und zugehörige Regelwerke verzichtet. Die Bauleit-

planung ist eine Angebotsplanung; ein konkretes Zeitfenster zur Umsetzung besteht nicht. 

Von daher ist zu befürchten, dass im Bebauungsplan getroffene Festsetzungen ggf. in eini-

gen Jahren nicht mehr den inzwischen fortgeschrittenen technischen Entwicklungen entspre-

chen. Solaranlagen sind zulässig. Solaranlagen sind zulässig. 

3.4 Städtebauliche Festsetzungen des Bebauungsplanes 

Für das Plangebiet gelten die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 102 der Gemeinde 

Grömitz. Festgesetzt ist dort ein Sonstiges Sondergebiet „Jugendcamp“ gemäß § 11 

BauNVO. Als Maß der Nutzung ist eine maximal zulässige Grundfläche von 6.000 m² und 

ein Vollgeschoss sowie eine offene Bauweise mit einer großen Baugrenze festgelegt. 

 

Abb.: Ausschnitt Bebauungsplan Nr. 102 der Gemeinde Grömitz 

Entsprechend der Planungsabsicht der Gemeinde Grömitz wir die Art der Nutzung ange-

passt, indem für den südlichen Bereich des Feriencamps ein eigenständiges, neues Sonsti-

ges Sondergebiet gemäß § 11 BauNVO festgesetzt wird. Für den nördlichen Bereich gelten 

die ursprünglichen Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 102 weiterhin fort.  
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Das neue Sonstige Sondergebiet „Jugend- und Feriencamp“ wird angelehnt an das ur-

sprüngliche Baugebiet und die Zweckbestimmung dahingehend geändert, dass nun explizit 

auch das Ferienwohnen für alle Bevölkerungsgruppen zulässig sein soll. Dadurch soll es 

beispielsweise auch jungen Familien ermöglicht werden, dass Unterkunftsangebot des Ju-

gendcamps, ähnlich wie bei einer Jugendherberge nutzen zu können. Zudem sah bereits die 

ursprüngliche Festsetzung vor, dass das „touristisch genutzte ferienmäßige Wohnen“ inner-

halb des Plangebietes zulässig ist.  

Der Zulässigkeitskatalog wird von dem ursprünglich festgesetzten Sonstigen Sondergebiet 

unverändert übernommen: 

(2) Zulässig sind:  

 1. Unterkünfte in Zelten, Wohnwagen und Gebäuden 

 2. Nebengebäude 

 3. Anlagen und Einrichtungen für die Versorgung 

 4. Anlagen und Einrichtungen für sportliche Zwecke und Freizeitgestaltung 

 5. Anlagen für die Platzverwaltung 

 6. Stellplätze für den durch die zugelassene Nutzung verursachten Bedarf. 

3.5 Verkehr 

3.5.1 Erschließung 

Die Erschließung des Plangebietes wird durch diese Änderung nicht berührt. Die Gemeinde 

Grömitz ist an das Liniennetz des ÖPNV angebunden. Der private ruhende Verkehr ist auf 

dem Baugrundstück unterzubringen. Im Rahmen des Bauantrags ist ein entsprechender 

Nachweis zu führen.  

Die überbaubaren Flächen bzw. Standplätze können durch Flächen für die Feuerwehr ein-

geschränkt werden. 

3.6 Grünplanung 

Die grünordnerischen Festsetzungen des Ursprungsplanes Nr. 12 gelten unverändert fort. 

3.6.1 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 

Soweit die Planung zu Eingriffen in Natur und Landschaft führen kann, ist auch im verein-

fachten Verfahren die naturschutzfachliche Eingriffsregelung zu beachten. Durch die ge-

plante Änderung der Art der Nutzung ergeben sich keine zusätzlichen Eingriffe in Natur und 

Landschaft, da das Maß der Nutzung unverändert bleibt. Ein Ausgleich wird somit nicht er-

forderlich.  
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Im beschleunigten Verfahren wird von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB und vom 

Umweltbericht nach § 2 a BauGB abgesehen. Die Belange des Naturschutzes dürfen jedoch 

nicht außer Acht gelassen werden. So sind auch im Rahmen des beschleunigten Verfahrens 

der Belange-Katalog des § 1 Abs. 6 BauGB und damit die Umweltbelange nach § 1 Abs. 6 

Nr. 7 BauGB zu ermitteln, inhaltlich zu prüfen und gegeneinander und untereinander gerecht 

abzuwägen. Entbehrlich ist lediglich die Erstellung eines förmlichen Umweltberichts. 

3.6.2 Artenschutz 

Bei der Aufstellung der Bauleitplanung sind die Artenschutzbelange des Bundesnaturschutz-

gesetzes zu berücksichtigen (§§ 44, 45 BNatSchG). Ein Bebauungsplan kann selbst nicht 

gegen die Zugriffsverbote des § 44 BNatSchG verstoßen, sondern nur dessen Vollzug. Er 

verstößt jedoch gegen § 1 Abs. 3 BauGB, wenn bei der Beschlussfassung absehbar die 

Zugriffsverbote des § 44 unüberwindliche Hindernisse für die Verwirklichung darstellen. 

Durch die geplante Änderung der Art der Nutzung ergeben sich keine Beeinträchtigungen, 

die gegen das Zugriffsverbot verstoßen. 

Grundsätzlich sollte § 39 BNatSchG beachtet werden und ein Gehölzschnitt in der Zeit vom 

1. März bis 30. September unterlassen werden. 

4 Immissionen / Emissionen  

Es gelten die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 102 unverändert fort. 

5 Ver- und Entsorgung  

Es gelten die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 102 unverändert fort. 

Für Ihre Planung notwendige Bestandspläne der Schleswig-Holstein Netz AG sind unter: lei-

tungsauskunft@sh-netz.com erhältlich. Es sind keine Baumaßnahmen geplant. Die im an-

grenzenden Bereich befindlichen Versorgungsanlagen müssen berücksichtigt werden. Um 

Schäden an diesen Anlagen auszuschließen, ist bei der Durchführung der beabsichtigten 

Arbeiten das Merkblatt „Schutz von Versorgungsanlagen bei Bauarbeiten" zu beachten. Das 

Merkblatt ist nach einer Anfrage zu einer Leitungsauskunft oder über die Website www.sh-

netz.com erhältlich. Im Planungsbereich können Leitungen anderer regionaler bzw. überre-

gionaler Versorger vorhanden sein. 

Im südlichen Bereich des Plangebietes verläuft das Verbandsgewässer Nr. 1 (Randgraben). 

Der Gewässerunterhaltungsstreifen ist in einer Mindestbreite von 6,0 m ab Böschungsober-

kante des offenen Gewässers von sämtlichen baulichen Anlagen, Bepflanzungen etc. freizu-

halten.  

mailto:leitungsauskunft@sh-netz.com
mailto:leitungsauskunft@sh-netz.com
http://www.sh-netz.com/
http://www.sh-netz.com/
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5.1 Löschwasserversorgung 

Der Feuerschutz in der Gemeinde Grömitz wird durch die "Freiwilligen Feuerwehren“ ge-

währleistet. Das Baugebiet ist mit einer ausreichenden Zahl von Hydranten ausgestattet. 

Nach dem Arbeitsblatt W405 des DVGW – Bereitstellung von Löschwasser durch die öffent-

liche Trinkwasserversorgung – sind bei nicht feuerhemmenden bzw. feuerbeständigen Um-

fassungswänden Löschwassermengen von 96 m³/h für zwei Stunden erforderlich. Anderen-

falls sind 48 m³/h ausreichend. Dieses kann im Bedarfsfall dem vorhandenen Trinkwasser-

netz entnommen werden. Der Löschwasserbedarf ist durch die Gemeinden nach pflichtge-

mäßem Ermessen festzulegen.  

6 Hinweise  

6.1 Bodenschutz  

Um den Vorsorgegrundsätzen der §§ 1, 4 und 7 des Bundesbodenschutzgesetzes nachzu-
kommen sind folgende Punkte zu beachten: 

Durch Bodenaufträge und Arbeitsfahrzeuge kann es zu Bodenschadverdichtungen kommen, 
wodurch das Gefüge sowie der Wasser- und Lufthaushalt des Bodens und damit die vorhan-
denen Bodenfunktionen beeinträchtigt werden können. Diese Bodenverdichtungen sowie 
Versiegelungen sind zu vermeiden oder zu minimieren. Der Flächenverbrauch durch 
Baustelleneinrichtung (Baustraßen, Lagerplätze u. Ä.) ist möglichst gering zu halten. Dazu 
ist das Baufeld zu unterteilen in Bereiche für Bebauung - Freiland - Garten - Grünflächen etc. 
Baustraßen und Bauwege sind vorrangig dort einzurichten, wo befestigte Wege und Plätze 
vorgesehen sind. Vor der Anlage von Bauwegen ist der humose Oberboden zu entfernen 
und zwischenzulagern. In den Bereichen, die nach Beendigung der Baumaßnahmen nicht 
überbaut sind, ist die Befahrung zu vermeiden bzw. Maßnahmen zum Schutz gegen Boden-
verdichtungen zu ergreifen. Beim Ab- und Auftrag von Boden ist die Bodenart sowie die Tren-
nung in Oberboden, Unterboden und Ausgangsmaterial zu beachten, um das Material um-
weltgerecht einer weiteren Nutzung zuführen zu können. Nach Abschluss der Arbeiten ist die 
Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes der Flächen für die Baustelleneinrichtun-
gen mit besonderer Aufmerksamkeit fachgerecht durchzuführen (z.B. Bodenlockerung). Ge-
mäß § 2 des Landesbodenschutz- und Altlastengesetzes (LBodSchG) sind Anhaltspunkte 
für das Vorliegen einer schädlichen Bodenveränderung oder Altlast unverzüglich der unteren 
Bodenschutzbehörde mitzuteilen. 

6.2 Archäologie 

Auf der überplanten Fläche sind archäologische Funde möglich. Daher wird ausdrücklich auf 
§ 15 DSchG verwiesen: Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich un-
mittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Ver-
pflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin oder 
den Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt, und 
für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt 
haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Die nach Satz 2 
Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu 
erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen 
kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mittei-
lung. Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeug-
nisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit. 
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6.3 Hochwasserschutz 

Der überplante Bereich wird durch den Landesschutzdeich „Klosterseeniederung“ vor Ost-
seehochwasser- und Ostseesturmflutereignissen geschützt und daher bestehen derzeit auch 
keine Bauvorbote. Aus Sicht des Küsten- und Hochwasserschutzes bestehen demnach 
keine Bedenken gegen die geplante Maßnahme.  

Es wird darauf hingewiesen, dass sich der überplante Bereich laut Auswertung des Karten-
materials in einem ausgewiesenen Hochwasserrisikogebiet an der Ostseeküste Schles-
wig-Holstein befindet, welches aber – wie bereits erwähnt – durch den Landesschutzdeich 
„Klosterseeniederung“ vor Ostseehochwasser- und/oder Ostseesturmflutereignissen ge-
schützt wird. Bei extremen Ostseehochwasserereignissen besteht jedoch eine Überflutungs-
gefahr für die überplanten Flächen. Mit Wind- und/oder Wasserschäden ist in diesem Falle 
zu rechnen. Eine potenzielle großräumige Überflutungsgefährdung in Folge von Ostseehoch-
wasser für das landseitig des Landesschutzdeiches liegende Gebiet kommt nur insoweit zum 
Tragen, sofern es bei einer extremen Ostseesturmflut zum Bruch des Landesschutzdeiches 
kommt. Insbesondere im Hinblick auf den zu erwartenden Meeresspiegelanstieg (Klimawan-
del!) kann der Wasserstand der Ostsee vermehrt höher eintreten und es besteht dann eine 
deutlich größere und häufigere Gefahr von Ostseehochwasser und/oder Ostseesturmflut. Die 
für die Bewertung maßgeblichen Hochwassergefahren- und Hochwasserrisikokarten können 
im Hochwasser-Sturmflut-Informationssystem Schleswig-Holstein (www.hsi.schleswig-hol-
stein.de ) oder unter Startseite - ZeBIS Schleswig-Holstein (landsh.de) eingesehen werden. 
Dort unter Küstenhochwasser die Hochwassergefahrenkarte HWGK HW200 auswählen.  

Aufgrund dieser Stellungnahmen können Schadenersatzansprüche gegen das Land Schles-
wig-Holstein nicht geltend gemacht werden. Eine Verpflichtung des Landes Schleswig-Hol-
stein zum Schutz der Küste und zum Hochwasserschutz sowie eine Entschädigung bei Hoch-
wasser- und Eisschäden besteht nicht.  

6.4 Schifffahrt 

Anlagen und ortsfeste Einrichtungen aller Art dürfen gemäß § 34 Abs. (4) des Bundeswas-
serstraßengesetzes (WaStrG) in der Fassung vom 23. Mai 2007 (BGBI. I S. 962) weder durch 
ihre Ausgestaltung noch durch ihren Betrieb zu Verwechslungen mit Schifffahrtszeichen An-
lass geben, deren Wirkung beeinträchtigen, deren Betrieb behindern oder die Schiffsführer 
durch Blendwirkungen, Spiegelungen oder anders irreführen oder behindern. Wirtschafts-
werbung in Verbindung mit Schifffahrtszeichen ist unzulässig. Von der Wasserstraße aus 
sollen ferner weder rote, gelbe, grüne, blaue noch mit Natriumdampf-Niederdrucklampen di-
rekt leuchtende oder indirekt beleuchtete Flächen sichtbar sein. Anträge zur Errichtung von 
Leuchtreklamen usw. sind dem WSA Lübeck daher zur fachlichen Stellungnahme vorzule-
gen. 

Für die Errichtung baulicher Anlagen jeglicher Art wie z.B. Stege, Brücken, Buhnen, Bojen-
liegeplätze usw., die sich über die Mittelwasserlinie hinaus in den Bereich der Bundeswas-
serstraße erstrecken, ist eine strom- und schifffahrtspolizeiliche Genehmigung nach § 31 
Bundeswasserstraßengesetz (WaStrG) in der Fassung vom 23. Mai 2007 (BGBI. I S. 962) 
erforderlich. 

7 Kosten 

Durch die Inhalte des Bebauungsplanes entstehen der Gemeinde keine Kosten. 
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8 Billigung der Begründung 

Diese Begründung wurde in der Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde Grömitz am 

28.04.2022 gebilligt. 

 

Grömitz, den     01.06.2022                       Siegel                                      (Burmeister) 

                                    - Bürgermeister - 
 

Der Bebauungsplan Nr. 102, 3. Änderung ist am          09.06.2022        rechtskräftig gewor-

den.  


